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11.09.2024 

 
 

Antrag 
der CDU-Fraktion 

 

 

Akteneinsichtsausschuss „Anmietung Hedderichstraße 108“ 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen: 
 

I. Die Stadtverordnetenversammlung hält folgende Ergebnisse der Akteneinsicht 

nach § 50 (2) HGO, § 10 (3) GOS zu dem Komplex „Anmietung Hedderichstraße 

108“ fest: 
 

1. Der von Frau Stadträtin Weber am 12.12.2022 allein unterzeichnete und an die 
Vermieterin übersandte Geschäftsraummietvertrag zur Liegenschaft Hedderich-

straße 108 verstieß gegen die zentrale Formvorschrift für kommunale Verträge 
in § 71 (2) HGO. 

 

2. Trotz ausdrücklicher erfolgloser Nachfrage in der Ausschusssitzung am 
09.07.2024 und anschließender entsprechender Aufforderung durch den Aus-

schuss zur Nachlieferung hat der Magistrat bis heute keine Akten vorgelegt, aus 
denen sich ergibt, dass 

 
a) die Vollmachtsurkunde vom 30.08.2022 durch Frau Stadträtin Weber oder 

ihr Büro im Jahr 2022 der Vermieterin jemals im Wortlaut zur Verfügung 
gestellt worden ist und 

 
b) Frau Stadträtin Weber das Amt für Bau und Immobilien im April 2023 jemals 

angewiesen hat, die ausstehenden Mietzahlungen an die Vermieterin zu leis-

ten (wie von ihr gegenüber letzterer ausdrücklich versichert). 

 

Das lässt allein den Schluss zu, dass die Stadträtin diesbezüglich wahrheitswid-
rig und bewusst Tatsachen vorgespiegelt hat, um ihre Befugnisse zu verschlei-

ern und die Vermieterin für ihre Zwecke zu täuschen. 
 

3. Das Vertragshandling des Magistrats bei dieser letztlich gescheiterten Anmie-
tung, das sich von Juli 2022 bis März 2024 (Rückgabe der Schlüssel) und damit 

über fast zwei Jahre hingezogen hat, muss insgesamt als dilettantisch bewertet 
werden. 
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4. Die Stadt Frankfurt am Main wird seit Juli 2024 von der Vermieterin nun auch 
offiziell auf Zahlung von Schadensersatz in Anspruch genommen. Hierbei ist – 

schon nach Schätzungen vom Frühjahr 2024 – ein mittlerer sechsstelliger Be-
trag zu Grunde zu legen, basierend u.a. auf den bis März 2024 aufgelaufenen 

Mieten und weiteren Kosten (vgl. etwa FAZ vom 21.02.2024). Es besteht ein 
erhebliches Risiko, dass die Vermieterin ihre Ansprüche zumindest teilweise 

durchsetzen kann. Ob dies im Wege eines – aus Sicht der Stadt evtl. schaden-
begrenzenden – Vergleichs oder eines gerichtlichen Urteils geschieht, ist aus 

Steuerzahlersicht egal: Beides kostet viel Geld und wäre vermeidbar gewesen. 
 

5. Einen Großteil der politischen Verantwortung für dieses Desaster trägt Frau 
Stadträtin Weber als damals zuständige Dezernentin allein. Nachdem sie sich 
dabei sehenden Auges und konsequent während des kompletten Zeitraums 

über zahlreiche und schwerwiegende Einwände der beteiligten Stellen (Amt für 
Bau und Immobilien, Rechtsamt, Revisionsamt) hinweggesetzt hat, besteht zu-

sätzlich ggf. noch ein echter Regressanspruch der Stadt gegen die Stadträtin. 
Diesen muss sich die Stadt, vertreten durch den Magistrat, ausdrücklich vorbe-

halten; seine Durchsetzung ist im Bestehensfall aus Steuerzahlersicht verpflich-
tend. 

 
II. Der Magistrat wird aufgefordert zu prüfen und zu berichten, 

 
1. welche Maßnahmen er ergreifen wird, um im Hinblick auf die gescheiterte An-

mietung der Liegenschaft Hedderichstraße 108 weiteren Schaden für die Stadt 

einzudämmen und mögliche Regressansprüche zu sichern; 
 

2. inwieweit die bestehenden Handlungsanweisungen für Dezernentinnen und De-
zernenten zu verändern sind, damit Alleingänge und rechtswidrige Handlungen 

durch diese wie im vorliegenden Fall zukünftig verhindert werden. 
 

 
Dr. Nils Kößler 

Fraktionsvorsitzender 
 

 
Antragstellerinnen und Antragsteller:  

 

Stv. Dr. Nils Kößler 
Stv. Dr. Thomas Dürbeck 

Stv. Frank Nagel 
Stv. Yannick Schwander 

Stv. Sara Steinhardt 


